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Die von Peer Heinelt im jW-Artikel vom 27. November 2013 „Gute und böse Krieger“ geäußerte Position ist unredlich gegenüber der Friedens-
bewegung. Ausgerechnet in einem Augenblick, in dem eine neue Dimension von Kriegsunterstützung aus Hochschulen bekannt wird, MdB Nicole 
Gohlke (LINKE) und Reiner Braun (VDW) zu karikieren, die seit Jahren gegen Rüstungsforschung an den Hochschulen und für deren Friedensbindung 
durch Zivilklauseln aktiv tätig sind, ist völlig unverständlich. Das steht in eklatantem Widerspruch zu den Mahnungen aus dem Untergang der 
Weimarer Demokratie: Zusammenarbeit aller Kräfte gegen Rechts und Krieg statt gegenseitiger öffentlicher Anmache, über die sich die 
Herrschenden nur die Hände reiben können. Wenn die Pentagon-Finanzierung im Internet nachlesbar ist, wieso hat Peer Heinelt diese TOP-
Meldung nicht längst selber veröffentlicht? Könnte es sein, dass niemand in der seit fünf Jahren rumorenden Zivilklauselbewegung, die er selber 
mitgestaltet, auf eine derart pervers erscheinende Recherche-Idee gekommen ist? Mit meiner Kritik möchte ich die bekannten aufklärerischen 
Bemühungen von Peer Heinelt, wie sie auch in aktuellen jW-Artikeln zum Ausdruck kommen, keineswegs herab gewürdigt wissen. 
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Psychisch gestörte 
Soldaten im Einsatz 
Berlin. Jeder fünfte Bundes-
wehrsoldat geht mit einer 
psychischen Störung in den 
Auslandseinsatz. Nach einer 
am Dienstag in Berlin vorge-
stellten Studie der Technischen 
Universität Dresden erhöht 
die Vorbelastung das Risiko, 
mit einer neuen psychischen 
Erkrankung zurückzukehren, 
um das Vier- bis Sechsfache. 
»Die neue Dunkelzifferstudie 
zu psychischen Erkrankungen 
von Bundeswehrangehörigen, 
die im Auslandseinsatz waren, 
spricht all den glänzenden Wer-
bebroschüren der Bundeswehr 
Hohn und führt noch einmal 
vor Augen: Krieg macht krank, 
selbst wenn man ihm scheinbar 
gesund entronnen ist«, kristi-
sierte Inge Höger, abrüstungs-
politische Sprecherin der Links-
fraktion.  (dpa/jW)
u Siehe Seite 8

Thüringen: Neuer 
Wirtschaftsminister
erfurT. Der Thüringer 
SPD-Fraktionschef Uwe Höhn 
wird neuer Wirtschaftsminister 
des Landes. Der stellvertretende 
Ministerpräsident Christoph 
Matschie (SPD) stellte ihn am 
Dienstag in Erfurt als Nach-
folger für Matthias Machnig 
vor. Machnig hatte am Montag 
seinen Rücktritt für Anfang 
Dezember angekündigt und den 
Wechsel als Europawahlkampf-
Manager nach Berlin verkündet. 
Er war zuvor wegen doppelt 
kassierter Bezüge von Bund 
und Land in die Kritik geraten. 
Der 55jährige Höhn gehört dem 
Landtag seit 1999 an. 2009 
übernahm er den Fraktionsvor-
sitz.
 (dpa/jW)

Fall Barschel: Muß 
BND Archive öffnen?
leipzig. 26 Jahre nach dem 
Tod des einstigen schleswig-
holsteinischen Ministerpräsi-
denten Uwe Barschel prüft das 
Bundesverwaltungsgericht in 
Leipzig am Mittwoch, ob der 
Bundesnachrichtendienst seine 
Archive vorzeitig öffnen und 
Einblick in die Barschel-Akten 
gewähren muß. Geklagt hatte 
der Bild-Chefreporter Hans-
Wilhelm Saure. Der Journalist 
möchte herausfinden, welche 
Rolle der BND in der Affäre 
spielte, da sich angeblich ein 
Mitarbeiter des Geheim-
dienstes zum Zeitpunkt von 
Barschels ungeklärtem Tod in 
dessen Hotel »Beau Rivage« 
in Genf aufhielt. Dort war 
Barschel im Oktober 1987 tot 
in einer Badewanne gefunden 
worden. Der CDU- Politiker 
war wenige Tage zuvor wegen 
der Affäre um schmutzige 
Wahlkampfaktionen gegen Op-
positionsführer Björn Engholm 
(SPD) zurückgetreten. Das 
Bundesarchivgesetz sieht eine 
generelle Öffnung erst nach 
30 Jahren vor. Die Anfrage zu 
den Barschel-Akten wies der 
BND nach Angaben von Sau-
res Anwalt Christoph Partsch 
mit Verweis auf zu viel Verwal-
tungsaufwand zurück. (AFP/jW)

In den Koalitionsverhandlungen 
brütet die von Bundesumweltmi-
nister Peter Altmaier (CDU) und 

Nordrhein-Westfalens Ministerpräsi-
dentin Hannelore Kraft (SPD) geleitete 
Arbeitsgruppe zur künftigen Energie-
politik aus Sicht der Anti-AKW- und 
Umweltbewegung nichts Gutes aus. Es 
drohten im günstigsten Fall vier Jahre 
Stillstand, heißt es bei den Initiativen. 
Schlimmstenfalls werde die Ener-
giewende unwiderruflich erstickt. 

Indem sie einer »Reform der Ener-
giewende« das Wort redeten, dächten 
Sozial- wie Christdemokraten nicht 
etwa an eine Beschleunigung des 
Atomausstiegs, merkt etwa die Anti-
Atom-Organisation »Ausgestrahlt« 
an. Tatsächlich liefen die Pläne dieser 
Parteien auf ein »Weiter so« bei Koh-
le und Atom hinaus. Die Lobbyisten 
der Stromkonzerne seien derzeit in 
Berlin so aktiv wie lange nicht, hat 
»Ausgestrahlt«-Sprecher Jochen Stay 
beobachtet. Sie sähen die Chance, das 
Rad zu bremsen oder gar zurückzu-
drehen. 

Bleibt es bei dem Fahrplan für den 
ohnehin viel zu zögerlichen Atomaus-
stieg, soll in der kommenden Legis-
laturperiode nur eines der neun noch 
laufenden AKW abgeschaltet werden: 
Der Reaktor im bayrischen Grafen-
rheinfeld. Deutschland bliebe also al-
lem Ausstiegsgerede zum Trotz nach 
Frankreich zweitgrößter Atomstrom-
produzent in der EU. Die Urananrei-
cherungsanlage in Gronau und die 
Brennelementefabrik in Lingen, die 
AKW auf der ganzen Welt mit fri-
schem »Brennstoff« versorgen, sind 
vom Ausstieg ohnehin ausgenommen. 

Dabei will eine deutliche Mehrheit 
der Bundesbürger, daß der Atomaus-
stieg beschleunigt wird. In einer re-
präsentativen Emnid-Umfrage im Auf-
trag von »Ausgestrahlt« erklärten 56 

Prozent der Befragten, sie seien dafür, 
die letzten Atomkraftwerke früher als 
2022 abzuschalten. 41 Prozent sind da-
gegen. Auch unter den Wählern von 
CDU/CSU und SPD sind 52 Prozent 
für einen schnelleren Ausstieg und nur 
45 Prozent dagegen. 

Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) 
äußerte am Wochenende »große Sor-
gen«, daß die Stromkonzerne zum En-
de des Reaktorbetriebs nicht mehr mit 
letzter Konsequenz auf die Sicherheit 
ihrer Kraftwerke bestehen. Aktuelles 
Beispiel sei die Tatsache, daß bis heute 
weder von den Reaktorbetreibern noch 
von den Sicherheitsbehörden irgend-
welche Konsequenzen aus dem Urteil 
des Oberverwaltungsgerichts (OVG) 
Schleswig gezogen worden seien, mit 

dem die Richter am 19. Juni 2013 dem 
Castorzwischenlager Brunsbüttel die 
Betriebsgenehmigung entzogen hat-
ten. 

Die Frage, ob das Zwischenlager, in 
dem hoch radioaktive Brennelemente 
in Castorbehältern gelagert werden, 
einem gezielten Angriff mit einem 
Großraum-Passagierflugzeug vom Typ 
Airbus A 380 oder panzerbrechenden 
Waffen standhalten kann, sei erst nach-
träglich geprüft und das entsprechende 
Gutachten anschließend von der Bun-
desregierung als geheim eingestuft 
worden. 

Nach Überzeugung der Umwelthilfe 
muß das Urteil auch für die noch in 
Betrieb befindlichen Atomkraftwerke 
Konsequenzen haben. »Bei ihnen wur-

de unseres Wissens nicht einmal nach-
träglich geprüft, was passiert wenn ein 
terroristischer Angriff mit einer voll 
getankten A 380 oder mit einer panzer-
brechenden Waffe erfolgt«, sagte die 
Leiterin Energie und Klimaschutz der 
DUH, Cornelia Ziehm. 

Beschleunigung von Atomausstieg 
und Energiewende – unter diesem 
Motto steht denn auch die Großdemon-
stration am Samstag in Berlin, zu der 
zahlreiche Verbände und Initiativen 
aufgerufen haben. Nach einer Auftakt-
kundgebung am Hauptbahnhof sind 
ein Zug durch das Regierungsviertel 
und eine Umzingelung des Kanzleram-
tes geplant. Die Veranstalter rechnen 
mit Tausenden Teilnehmern. 
u www.ausgestrahlt.de

 Stromlobby Kontra geben
Am Samstag findet in Berlin eine Großdemonstration für Atomausstieg und Energiewende statt. 
Umzingelung des Kanzleramts geplant. Von Reimar Paul 

Selten waren sich bürgerliche 
Massenmedien und Frie-
densbewegung so einig. Ihre 

Empörung über vom US-Verteidi-
gungsministerium finanzierte Kriegs-
forschung an deutschen Universitäten 
und anderen wissenschaftlichen 
Einrichtungen kennt keine Grenzen 
mehr. Die Süddeutsche Zeitung, die 
die Kooperationen unlängst themati-
sierte, erklärt allen Ernstes, daß »die 
Anwendung militärischer Gewalt« 
in den USA »keine nur akademische 
Frage« sei – ganz so, als wäre das 
hierzulande anders. Rhetorisch fragt 
das Blatt, ob »deutsche Forscher da 
zur Hand gehen können«, und Reiner 
Braun von der Vereinigung Deutscher 
Wissenschaftler (VDW) sekundiert: 
»Forschen für den Krieg ist ethisch 
nicht verantwortbar.«

Verwiesen wird in diesem Zu-
sammenhang unter anderem auf ein 
von der Fraunhofer-Gesellschaft im 

Auftrag des Pentagon durchgeführtes 
Projekt; Ziel war die Entwicklung 
von Panzerglas und Sprengköpfen. 
Kein Wort fällt darüber, daß dieselbe 
Institution erst Ende April ein Inter-
nationales Ballistik-Symposium in 
Freiburg ausgerichtet hat. Der Leiter 
des dortigen Fraunhofer-Instituts 
für Kurzzeitdynamik, Klaus Thoma, 
referierte bei dieser Gelegenheit über 
»Pionierarbeiten« zur Herstellung 
neuartiger Geschosse, andere Vor-
träge befaßten sich mit »innovativen 
Spreng- und Gefechtsköpfen«. Tho-
mas Institut unterhält eine offizielle 
Kooperationsvereinbarung mit der 
Freiburger Universität.

Bemängelt werden zudem Verstöße 
gegen die an etlichen deutschen Hoch-
schulen geltenden »Zivilklauseln«, die 
die Zusammenarbeit mit Militär und 
Rüstungsindustrie untersagen. So habe 
etwa die Universität Bremen in den 
Jahren 2011 und 2012 jeweils 40 000 
Dollar vom Pentagon erhalten, heißt 
es. Bei Licht betrachtet, sind das aller-
dings die sprichwörtlichen Peanuts: 
Forscher der Bremer Universität 
haben die Grundlagen für das vom 
Rüstungskonzern OHB im Auftrag der 
Bundeswehr entwickelte satellitenge-
stützte Spionagesystem »SAR-Lupe« 
geschaffen. Zum Dank richtete das Un-
ternehmen eine Stiftungsprofessur an 

der Hochschule ein, die ihrerseits die 
hinter der Waffenschmiede stehenden 
Eheleute Fuchs mit der »Ehrenbürger-
würde« belohnte.

Völlig absurd wird es schließlich, 
wenn sich die hochschulpolitische 
Sprecherin der Linksfraktion im 
Bundestag, Nicole Gohlke, darüber 
erregt, daß »die Finanzierung von 
militärischer Forschung an deut-
schen Hochschulen durch das US-
Verteidigungsministerium bisher nicht 
öffentlich bekannt war«. Das mag sie 
zwar ärgern, ist aber mitnichten man-
gelnder Transparenz geschuldet: Die 
gewünschten Informationen finden 
sich im »Federal Procurement Data 
System« der US-Regierung, das im 
Internet frei zugänglich ist. Gohlkes 
nicht minder aufgeregte Frage, ob die 
Bundesregierung von den an deutsche 
Universitäten vergebenen Aufträgen 
des US-Militärs wußte, dürfte sich 
damit erledigt haben.

Druck machen für die Energiewende: Demonstration vor dem Reichstagsgebäude in Berlin, 28.6.2013

Torstraße 6, 10119 Berlin  
(Nähe Rosa-Luxemburg-Platz)

Öffnungszeiten: Mo.–Do.: 11–18  Uhr; Fr.: 10–14 Uhr
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Anfang 1989 wird General Vernon Walters Botschafter der USA in Bonn. Von da ab überließ der Spezialist für Putsche und 
Gladio nichts mehr dem Zufall. Die innenpolitische Entwicklung geriet vollends unter die Kontrolle ausländischer Akteure. 
Rolle und Optionen der Streitkräfte in dieser Situation sind bis heute Gegenstand von Diskussionen. In dem Buch »Die ver-
ratene Armee« äußern sich ehemalige NVA-Angehörige z. T. sehr kontrovers zu dem Thema. Es stellen vor und diskutieren: 
Oberltn. a. D. Uwe Markus (Autor und Herausgeber), Fregattenkptn. a. D. Hans Fischer und Oberstltn. a. D. Ingo Höhmann.

Die verratene armee

moderation: Peter Wolter (jW) Eintritt: 5,00 €/ ermäßigt: 3,00 €
Um voranmeldung wird unter mm@jungewelt.de oder 0 30/53 63 55-56 gebeten

Gute und böse Krieger
US-Militärforschung an deutschen Hochschulen. 

Von Peer Heinelt
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